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Sehr geehrte Frauen und Herren Abgeordnete 
Sehr geehrte Frau Regierungsrätin 

 

BuA 97/2013 Grenzüberschreitende Verkehrsprobleme gemeinsam lösen 
Hinweise/Kommentare für die Beratung im Dezember-Landtag  

 

 

Der VCL-Vorstand bedankt sich bei der Regierung für die kompetente Beantwortung des Postu-
lats und erlaubt sich die unten folgenden Hinweise/Kommentare. 

Speziell dankt der VCL der Regierung für die Bestätigung des Positionspapiers vom 9.11.2009 
betreffend der Ablehnung des Tisner-Asts des Stadttunnels Feldkirch. (S25: 4.1.1) 

Die gemeinsam zu lösenden grenzüberschreitenden Verkehrsprobleme (Feldkirch Süd sowie 
Rheinübergänge Vaduz und Bendern) werden durch Kapazitätsengpässe für den Strassenver-
kehr ausgelöst.  
Seit der ETH-Dissertation 1989 von Eugen Meier ist wissenschaftlich erwiesen: Jede Investition 
in Strasseninfrastruktur bewirkt Strassen-Mehrverkehr von bis zu 30%. So wird mit dem Stadt-
tunnel zwar die Bärenkreuzung entlastet, dafür die ganze Region mehr belastet; und speziell 
Liechtenstein. 
Eine enkeltaugliche gemeinsame Lösung der grenzüberschreitenden Verkehrsprobleme kann 
deshalb nur bestehen in der Attraktivitätssteigerung für 
– den öffentlichen Verkehr: Busbevorzugung bei den Rheinübergängen Vaduz, Schaan, 
Bendern und die S-Bahn FL.A.CH  
– den Radverkehr: speziell Radbrücken Vaduz/Süd-Triesen/Nord – Sevelen Chessiweg; 
Vaduz Höhe Schwimmbad/SZM – Burgerau; Bendern Schwibboga – Haag Einkaufszentrum; 
Balzers Höhe Mühlesträssle, Industrie Balzers Nord. 

 

Postulatsbeantwortung 

 

S16: 2.2 Zu den einzelnen Fragen, 2.  

“Zwar entfällt der Engpass Bärenkreuzung in Feldkirch, aber sowohl der stark belastete Grenz-
übergang Schaanwald als auch die staugefährdete Strecke von Schaanwald nach Eschen und 
der Engpass Schaan verbleiben.” 

Für die Regierung des Kantons St. Gallen scheint offenkundig, dass Liechtenstein mit mehr 
Strassenverkehr rechnen muss: mehr Stau, mehr Lärm, mehr Schadstoffe. 

 

S18/19: 3.1 Stadttunnel Feldkirch 

Zu den in einer 0+ Variante angedachten Alternativen “Bahnsüdeinfahrt Feldkirch” und “Stras-
senbahn” hat der VCL am 4.11.2013 bei Landesstatthalter Karlheinz Rüdisser nachgefragt: 
http://www.vcl.li/bilder/928.pdf. Die Antwort steht leider noch aus. 

 

S25: 4.1.1 Gespräch mit der Regierung des Landes Vorarlberg 

Die Vorarlberger Landesregierung will im Sinn einer ganzheitlichen Lösung gleichzeitig den mo-
torisierten Individualverkehr und den Schienenverkehr ausbauen. 

Dies ist volkswirtschaftlich unklug. Zudem funktioniert auch im Land Vorarlberg eine 5er-und-
Weggli-Verkehrspolitik nicht. Jeder Kapazitätsausbau für den Autoverkehr macht den Autover-
kehr attraktiver und wirkt einem Umsteigen auf den öffentlichen Verkehr und auf den Radver-
kehr entgegen. 
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S27/28: 4.1.4 Treffen mit der für Verkehr zuständigen Bundesrätin im Oktober 2013 

Eine zusätzliche Verbindung der Autobahnen A13 und A14 direkt nördlich von Feldkirch scheint 
sehr unwahrscheinlich. 

Ein weiterer Autobahnanschluss zwischen der Schweiz und Liechtenstein ist unrealistisch. 
Ebenso ein Ausbau der Autobahn. 

 

Beilage zur Postulatsbeantwortung 

 

S12: 3.3.2 Agglomerationsprogramm Werdenberg-Liechtenstein 

Bei Realisierung des Stadttunnels Feldkirch mit dem Tisner Ast werden in Liechtenstein die 
Erhöhung des Durchfahrtswiderstands und Dosierung empfohlen, um die Verbindung der öster-
reichischen A14 und schweizerischen A13 durch Liechtenstein unattraktiv zu machen. 

Der VCL ist überzeugt, dass durch eine konzertierte Aktion der Liechtensteiner Kräfte der kriti-
sche Tisner Ast im Rahmen der UVP verhindert werden kann. 

 

S24: 5.2.2 Agglomerationsprogramm Werdenberg-Liechtenstein; 3V-Kaskade, Verlagern 

Die auf den CH-FL Querverbindungen verkehrenden öffentlichen Buslinien können nur wirt-
schaftlich und für Kunden attraktiv betrieben werden, wenn die Busse nicht im Stau stehen.  
Deshalb sind für die bestehenden Buslinien Sevelen-Vaduz und Buchs-Schaan gute Busbevor-
zugungs-Systeme zu realisieren. 

In Bendern ist eine Buslinie von/nach Gams zu etablieren mit einem guten Busbevorzugungs-
System beim Rheinübergang. 

 

S44: 5.6.2.3 Punktuelle Netzergänzungen 

“Die Netzergänzungen sind dabei so zu gestalten, dass sie ausschliesslich der Erschliessung 
der Schwerpunktgebiete dienen und die Kapazität des regionalen Strassennetzes nicht erhö-
hen.” 

Die geplante neue Strassenverbindung Vaduz-Triesen widerspricht dieser Forderung diametral! 
Sie ist kein Industriezubringer, sondern eine Umfahrungsstrasse. 

 

S51: 6.4 Studie “Verdichtung im Bahnhofsumfeld” 

Eine Studie in Vorarlberg zeigt, dass etwa 80% der Fahrgäste autofrei an den Bahnhof oder die 
Bahnhaltestelle kommen: 
39% kommen zu Fuss zum Bahnhof; 29% mit öffentlichen Verkehrsmitteln; 12% per Fahrrad. 

 

Vielen Dank für die Berücksichtigung der Argumente des VCL. 

Freundliche Grüsse 

 
Dr. Georg Sele, Präsident VCL 
21. November 2013 

 

 

Verteiler:  
Frauen und Herren Landtagsabgeordnete 
Frau Regierungsrätin Marlies Amann-Marxer 
Publikation auf VCL-Homepage                 2/2 
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Schwerpunkt Auftakt zum Dezember-Landtag

Pauschalbesteuerung

Rund 5 Millionen 
Franken pro Jahr
VADUZ Wie aus der Beantwortung ei-
ner FL-Interpellation hervorgeht, 
sind die Einnahmen aus der Pau-
schalbesteuerung in den vergange-
nen Jahren gestiegen. Der Höchst-
stand betrug 5,4 Millionen Franken 
im Jahr 2011. Internationale Ver-
pflichtungen im Steuerbereich wür-
den durch diese Praxis nicht beein-
trächtigt, hält die Regierung fest. Die 
Interpellanten riefen die Regierung 
dazu auf, das Potenzial aus dieser 
Steuerart in Zukunft stärker zu nut-
zen – eine Anregung, die Regierungs-
chef Hasler gerne aufnahm. (mh)

Neues Steuergesetz

Regierung: Ausfälle 
nicht beziff erbar
VADUZ In einer Interpellation wollte 
die FL-Fraktion in Erfahrung brin-
gen, auf Steuereinnahmen in wel-
cher Höhe das Land mit dem neuen 
Steuergesetz im Vergleich zur alten 
Regelung 2012 verzichtet hat. Die Re-
gierung schreibt jedoch, «eine Be-
rechnung der Steuereinnahmen ge-
mäss altem Steuergesetz» sei nicht 
möglich. Vonseiten der Interpellan-
ten kritisierte Thomas Lageder «ei-
nen Unwillen, sich mit solchen Fra-
gen auseinanderzusetzen». Regie-
rungschef Adrian Hasler bekräftigte 
erneut, dass die von der FL aufge-
brachten Fragen schwierig zu beant-
worten seien. Er zeigte gleichzeitig 
ein gewisses Verständnis für Kritik 
am neuen Steuergesetz aus der letz-
ten Legislaturperiode. (mh)

Günstiger wohnen

FBP-Interpellation 
nun bei Regierung
VADUZ In einer gestern an die Regie-
rung überwiesenen Interpellation 
erkundigen sich fünf FBP-Abgeord-
nete danach, «inwiefern es die Re-
gierung als zielführend erachtet, ge-
meinnützige Wohnbaugesellschaf-
ten im Sinne des Wohnbauförde-
rungsgesetzes zu fördern». Begrün-
det wird der Fragenkatalog mit den 
steigenden Mietpreisen, welche die 
Befürchtung weckten, dass «bezahl-
barer Wohnraum künftig für eine 
breite Mittelschicht der Liechten-
steiner nicht mehr zur Verfügung 
stehen» könnte, heisst es in der In-
terpellation. (mh)

Landtag gegen 
Mehrverkehr 
durch Stadttunnel
Mobilität Bei der Debatte gestern war klar: Mehrverkehr 
für Liechtenstein durch den Stadttunnel Feldkirch muss von 
vornherein verhindert oder bestmöglich erschwert werden.

VON MARTIN HASLER

Traktandiert war gestern Vor-
mittag die Beantwortung 
eines FL-Postulats über die 
grenzüberschreitende Zu-

sammenarbeit im Verkehrsbereich, 
tatsächlich drehte sich die Debatte 
jedoch ausschliesslich um den ge-
planten Stadttunnel Feldkirch. Die 
sogenannte Tunnelspinne würde ge-
mäss Schätzungen 10 bis 50 Prozent 
mehr Verkehr nach Liechtenstein 
bringen, da der kürzeste Weg zwi-
schen den Autobahnen in Österreich 
und der Schweiz dann über Schaan-
wald führen würde. Thomas Lageder 
(FL) erwartet bei 
diesem Szenario, 
dass Liechten-
stein zu einem 
«Nadelöhr für 
den internatio-
nalen Transitver-
kehr würde»; die 
nötigen Investitionen in die Strassen-
infrastruktur würden sich aus seiner 
Sicht in dreistelliger Millionenhöhe 
bewegen. «Die Tunnelspinne ist eine 
Bedrohung für die Zukunft Liechten-
steins, wir müssen diesem Projekt 
entschlossen entgegentreten.»
Lageder stellte sich – genauso wie 
sein Fraktionskollege Wolfgang 
Marxer und der FBP-Abgeordnete 
Gerold Büchel – auf den Stand-
punkt, dass es dieses Projekt auf 
Grundlage der Alpenkonvention zu 
verhindern gilt. Verkehrsministerin 
Marlies Amann-Marxer stellte klar: 
«Eine Verhinderung des Stadttun-
nels allein durch Liechtenstein ist 
nicht möglich.» Problematisch sei 
für das Land zudem nicht das ge-
samte Projekt, sondern lediglich 
der Ast Tisis. In dieser Hinsicht set-
ze die Regierung auf die erwähnte 
Alpenkonvention, welche den Bau 
«hochrangiger verkehrswirksamer 
Strassen» bis zur Grenze verbiete. 
Amann-Marxer wies ausserdem da-

rauf hin, dass nicht nur das Hor-
rorszenario Stadttunnel zu berück-
sichtigen sei: «Wenn wir den haus-
gemachten Mehrverkehr durch die 
Zunahme von Einwohnern und Ar-
beitsplätzen bewältigen wollen, 
müssen wir neue Szenarien entwi-
ckeln.» Gefragt seien vor allem Al-
ternativen zum Pkw; zum Ausbau 
der S-Bahn FL-A-CH gibt es aus ih-
rer Sicht kaum Alternativen.

Verkehr zumindest erschweren
Mehrere Abgeordnete zeigten sich 
gegenüber der von der FL geforder-
ten Verhinderungsstrategie jedoch 
skeptisch – so Elfried Hasler (FBP) so-

wie Judith Oehri 
und Peter Büchel 
(beide VU). «Wir 
können den Tun-
nel nicht verhin-
dern, aber die 
Durchfahrt unat-
traktiv machen», 

sagte Oehri. Elfried Hasler schätzt 
die Wahrscheinlichkeit für eine Be-
einträchtigung des Projekts durch 
Liechtenstein ebenfalls gering ein 
und fordert – genauso wie FBP-Kolle-
ge Manfred Batliner – einen Plan B. 
Als «Verteidigungsmassnahmen» 
stellte Hasler die schon mehrmals an-
getönte Vignette und die Einschrän-
kung der Öffnungszeiten beim Zoll-
amt Schaanwald zur Debatte.
Derzeit läuft die Umweltverträglich-
keitsprüfung für das 300-Millionen-
Projekt, die gemäss Marlies Amann-
Marxer voraussichtlich in einem 
Jahr abgeschlossen sein wird. Ak-
zeptabel wäre das Projekt in seiner 
jetzigen Form für Liechtenstein für 
die meisten Votanten nur, wenn die 
Autobahnen nördlich von Feldkirch 
verbunden würden – ein Projekt, das 
gemäss Verkehrsministerin noch in 
weiter Ferne liegt: «Liechtenstein 
muss davon ausgehen, dass es vor 
2030 keine Verbindung nördlich von 
Feldkirch geben wird.»

«Die Tunnelspinne ist 

eine Bedrohung für die 

Zukunft Liechtensteins.»

THOMAS LAGEDER
FL-ABGEORDNETER

IT in der Landwirtschaft: 
FBP-Postulat scheitert
Verwaltung Die klare 
Mehrheit des Landtags hält 
die Einführung eines compu-
terisierten Meldeverfahrens 
in der inländischen Land-
wirtschaft nicht für rentabel.

VON MARTIN HASLER

Neun FBP-Abgeordnete orteten in ei-
nem Ende Oktober eingereichten 
Postulat mögliche Effizienzgewinne 
und Einsparungen in einer Umstel-
lung des Meldever-
fahrens in der 
Landwirtschaft auf 
ein gemeinsames 
IT-System. Dadurch 
könnten zudem 
Fehlerquellen um-
gangen und das 
Meldewesen transparenter gestaltet 
werden, argumentierten die Postu-
lanten.

Gegenargumente stärker
In einem Schreiben an die Landtags-
abgeordneten haben sich einige 
Landwirte offenbar gegen diesen 
Schritt ausgesprochen, was die VU-
Abgeordnete Judith Oehri dazu be-
wegte, zu fragen, ob der Aufwand ei-
ner Umstellung sinnvoll sei. Der DU-
Abgeordnete Pio Schurti führte zu-
sätzlich zum Widerstand einiger Be-
troffener an, dass ein IT-basiertes 
Verfahren keine wesentliche Erleich-
terung bringe. Er argumentierte: 
«Der grosse Aufwand entsteht nicht 
durch das Papiermeldeverfahren, 
sondern durch fragwürdigen Büro-
kratismus.» So sollten unter anderem 

die ungünstigen Eingabefristen und 
Doppelspurigkeiten hinterfragt wer-
den, anstatt über ein neues Melde-
verfahren nachzudenken.
Die zuständige Regierungsrätin Mar-
lies Amann-Marxer zeigte sich grund-
sätzlich offen für Ideen gemäss dem 
vorliegenden Postulat: «Die Anre-
gung ist interessant, schliesslich sind 
Vereinfachung und Modernisierung 
in der Verwaltung immer anzustre-
ben.» Aus Kostengründen spreche 
sich das Ministerium jedoch gegen 
die im Postulat angeregten Massnah-
men aus. Während das jetzige Ver-

fahren «kosteneffi-
zient und bewährt 
sei», wären Imple-
mentierung und 
Unterhalt eines neu-
en Systems für 120 
Landwirtschaftsbe-
triebe nicht renta-

bel. Das Fazit Amann-Marxers war 
klar: «Das Ministerium und das Amt 
für Umwelt halten den Aufwand im 
Verhältnis zu den Einsparungen für 
unverhältnismässig hoch.»

Postulanten dennoch zufrieden
Am Ende folgte eine klare Mehrheit 
dieser Argumentation, nur zehn Ja-
stimmen konnte das Postulat auf sich 
vereinigen. FBP-Fraktionssprecherin 
Christine Wohlwend zeigte sich mit 
den Ausführungen Amann-Marxers 
jedoch zufrieden. Gleichzeitig liess 
sie es sich nicht nehmen, infrage zu 
stellen, warum vor einigen Jahren 
mit LAVIS für das Land ein eigenes 
Erfassungssystem gekauft und imple-
mentiert worden sei, wenn Liechten-
stein tatsächlich zu klein für ein IT-
Meldesystem ist.

«Danke für die bereits 

erfolgte Postulats-

beantwortung.»

CHRISTINE WOHLWEND
FBP-FRAKTIONSSPRECHERIN

FL-Postulat zur Familienausgleichskasse

Mauro Pedrazzini: «Transferleistungen 
werden ohnehin überprüft»
VADUZ Auf mehrheitliche Ablehnung 
stiess im Landtag ein Postulat der 
Freien Liste (FL), in dem gefordert 
wurde, die steigenden Reserven der 
Familienausgleichskasse (FAK) even-
tuell für familienpolitische Subven-
tionsmassnahmen zu nützen. Die 
FL-Abgeordnete Helen Konzett Bar-
getze argumentierte, dass es ange-
sichts der angespannten Haushalts-
lage angebracht sei zu prüfen, ob es 
statt einer weiteren Sen-
kung des Beitragssatzes 
nicht sinnvoller wäre, 
weitere familienpoli-
tische Massnahmen 
aus der FAK statt aus 
dem allgemeinen 
Steuertopf zu finan-
zieren. Weiter solle 
überprüft werden, 
ob eine Erhöhung 
der Reserven, die 
derzeit 132,5 Milli-
onen Franken be-
tragen, oder eine 
Senkung des Bei-
tragssatzes an-

zustreben sei. Die FAK wird allein 
durch Arbeitgeberbeiträge – derzeit 
1,9 Prozent vom massgebenden 
Lohn der Arbeitnehmer – finanziert. 
Trotz Senkung der Beiträge von 2,1 
auf 1,9 Prozent im Jahr 2011 erzielte 
die FAK 2012 noch immer einen 
Überschuss von über 2 Millionen 
Franken.

FL- und VU-Postulat «subsumiert»
Der FBP-Abgeordnete Gerold Büchel 
warnte davor, jetzt leichtfertig vor-

handene Gelder zu verteilen, nur 
weil irgendwo Überschüsse ge-
funden wurden. Judith Oehri 

(VU) erinnerte daran, dass sie 
bei Gesellschaftsminister Mau-

ro Pedrazzini bereits 
persönlich mit ei-
nem Antrag vorstel-

lig geworden sei, bei dem ebenfalls 
Mittel der FAK f lüssig gemacht wer-
den müssten. Konkret hatte sie ge-
fragt, ob man die Schwangerschaft 
einer Angestellten in einem Betrieb 
nicht mehr länger unter «Krank-
heit» subsumieren solle, was regel-
mässig zu einem massiven An-
schwellen der Taggeldprämie führe, 
sondern FAK-Gelder zum Ausgleich 
verwenden solle.
Gesellschaftsminister Mauro Pe-
drazzini hielt in seiner Replik eine 
Senkung der FAK-Prämien für eine 
Möglichkeit unter vielen, mit denen 
die FAK-Überschüsse und -Reserven 
zur Familienförderung eingesetzt 
werden könnten. Nachdem die Re-
gierung jedoch bereits zwei Traktan-
den früher ein FBP-Postulat zur 
Überprüfung aller Transferleistun-

gen an Private entgegen-
genommen habe, seien 
beide genannten Vor-
stösse in Richtung FAK-
Gelder bereits im grund-
legenden FBP-Postulat 
subsumiert. ( jm)

FL-Fraktionssprecherin 
Helen Konzett Bargetze ar-
gumentierte vergeblich für 
die Überweisung eines FL-
Postulats. (Foto: Zanghellini)

Sele
Notiz
Volksblatt 5.12.2013
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Widerstand leisten oder Plan B anpeilen?
Zitate der 
Landtagsabgeordneten
«Die geplante Tunnelspinne in
Feldkirch wird zur Bedrohung für
die Zukunft Liechtensteins. Wir
müssen ihr unbedingt entschlos-
sen und geschlossen entgegen-
treten.»

Thomas Lageder, FL

«Vielleicht sollten wir zuerst in
unserem eigenen Garten die We-
ge jäten, damit der Verkehr wie-
der flüssig wird.»

Peter Büchel, VU

«Ich komme mir verschaukelt
vor – Liechtenstein ist auf die
Herausforderungen nicht gut vor-
bereitet.» Eugen Nägele, FBP

«Wir müssen uns mit Händen
und Füssen gegen den Mehrver-
kehr wehren und die Durchfahrt
so unattraktiv wie möglich ma-
chen.» Judith Öhri, VU

«Ziel muss sein, dass die Men-
schen nicht wegen dem Stau auf
den öffentlichen Verkehr umstei-
gen, sondern weil es eine inte-
ressante Variante ist.»

VU-Regierungsrätin Marlies
Amann-Marxer

«Die Postulatsbeantwortung ist
nun da – nur leider verbessert
sie keinen Meter Strasse oder
Radweg.» Peter Büchel, VU

«Die Österreicher haben uns aus-
gebremst, indem wir keine Par-
teistimme und damit überhaupt
kein Mitbestimmungsrecht ha-
ben.» Thomas Lageder, FL

«Der Schweizer Bundesrat hat
am Ausbau der Autobahn kein
Interesse, die Österreicher wol-
len ihren Stadttunnel durchbo-
xen. Ich fühle mich irgendwie
gerade richtig allein gelassen.»

Wolfgang Marxer, FL

Feldkirch möchte einen Stadt-
tunnel bauen. Auf Biegen und
Brechen – und über die Köpfe
seiner liechtensteinischen
Nachbarn hinweg. Dies schreit
nach einem Plan B. Mit obers-
tem Ziel: den Mehrverkehr aus-
zubremsen. 

Von Bettina Stahl-Frick

Vaduz. – Das Projekt «Stadttunnel
Feldkirch» erinnert stark an das Pro-
jekt «Letztetunnel». Diese Idee zur
Entlastung der Stadt Feldkirch ver-
warf die Landesregierung Vorarlberg
vor acht Jahren wieder, als die Studie
der Regierung Liechtensteins deutlich
zeigte: Der Letztetunnel verursacht
erheblichen Mehrverkehr für Liech-
tenstein. Jahre war das Projekt nun
auf Eis gelegt, doch nun flammen mit
dem geplanten Stadttunnel Feldkirch
die Diskussionen wieder auf. Es wirkt,
als hätte man das Letzetunnel-Projekt
lediglich um zwei Stadtausfahrten er-
gänzt, weswegen nicht von weniger
Mehrverkehr ausgegangen werden
kann. Doch diesmal scheint der Druck
auf Liechtenstein grösser: Das Land
hat keine Parteistimme und somit bis-
lang überhaupt kein Mitspracherecht.
Soll das Land den Mehrverkehr seiner
österreichischen Nachbarn sang- und
klanglos – oder besser mit viel Abga-
sen und Motorengeräusch – einfach
so schlucken? Die Landtagsabgeord-
neten sind sich einig: Mit Sicherheit
nicht. Doch was ist zu tun? Im Rah-
men einer Postulatsbeantwortung der
Regierung debattierten die Politike-
rinnen und Politiker gestern über die-
se Frage. 

«Zu wenig energisch»
Postulant und FL-Abgeordneter Tho-
mas Lageder kreidet der Regierung
an, zu wenig energisch aufzutreten.
Auch der FBP-Abgeordnete Johannes
Kaiser ist der Meinung: «Wenn wir
uns nur zu 60 Prozent so stark einset-
zen würden wie sich Vorarlberg und
Feldkirch im Kampf um die Nord-
spange bislang engagierten, ständen
die Chancen, dass auch unsere Be-
dürfnisse gehört werden, um einiges
besser.» Agieren heisst tatsächlich das

Schlüsselwort, wenn es auch um die
Meinung von anderen Abgeordneten
geht. Dann war die Postulatsbeant-
wortung für die Regierung doch nur
«Beschäftigungstherapie», wie sie
der VU-Abgeordnete Peter Büchel
nannte? «Wir wissen jetzt aufs Neue,
dass wir alle über den Verkehr nach-
denken und ihn nicht vergessen wer-
den – doch was machen wir damit?»
begründete Peter Büchel seinen Vor-
wurf. Wie sich die Regierung tatsäch-
lich damit beschäftigt hat, stellte Re-
gierungsrätin Marlies Amann-Marxer
klar: «Die Postulatsbeantwortung hat
die Regierung auch gleich zum Anlass
genommen, um den Landtag über et-
liche grenzüberschreitende Program-
me zu informieren.» Damit werde
deutlich, dass sich die Regierung um
Massnahmen bemühe. Ziel dabei sei,
den motorisierten Verkehr flüssig zu
halten, den Langsam- wie auch den
Individualverkehr zu stärken und sich
für ein gut funktionierendes betrieb-
liches Mobilitätsmanagement einzu-
setzen, so Marlies Amann-Marxer.
«Gemeinsame Ausgangslage ist der
Wille.» Genau in dieser Frage schei-

den sich die Geister: Will Liechten-
stein den Stadttunnel verhindern?
Oder ist dieser Kampf aussichtslos
oder überhaupt nicht gewinnbrin-
gend, sodass es sinnvoller ist, sich so
schnell als möglich um einen Plan B
zu bemühen? 

Bedrohliche Tunnelspinne
Für Peter Büchel ist klar: «Die Vorarl-
berger und die Stadt Feldkirch werden
ihre Verkehrsprobleme lösen.» Wenn
auch auf Liechtensteins Kosten. «Ich
denke, wir müssen uns daher mehr
mit der Frage beschäftigen, was wir
mit dem ungeliebten Stück Verkehr
anfangen sollen.» Den Vorschlag, ei-
nen Blick auf die verbleibenden Mög-
lichkeiten zu werfen, unterstützte die
Mehrheit der Abgeordneten. Vor al-
lem vor dem Hintergrund, dass die Be-
denken Liechtensteins bei ihren
Nachbarn bislang kaum gehört wur-
den. Ein letzter Lichtblick wäre, wenn
die Alpenkonvention zur Anwendung
käme und Liechtenstein eine Handha-
be zur Bekämpfung des Tunnels gäbe.
Wie Marlies Amann-Marxer sagte, sei
diese Frage derzeit in Abklärung. Al-

penkonvention hin oder her – der
Kampf ist für die Regierungsrätin
noch lange nicht verloren: «Die Um-
weltverträglichkeitsprüfung wird si-
cher noch ein Jahr lang dauern, even-
tuell wird es auch noch Einsprachen
geben.» Auch Bürgerinitiativen sind
denkbar. So glaubt Marlies Amann-
Marxer, dass bis zur allfälligen Reali-
sierung des Projektes bestimmt noch
mehrere Jahre vergehen werden. «Wir
müssen jetzt mit Nachdruck an Lö-
sungen und Strategien arbeiten. Alle
gemeinsam mit dem Ziel, den Mehr-
verkehr in Liechtenstein mit allen
Mitteln zu verhindern.» Denn die Be-
fürchtung der Postulanten Helen Kon-
zett Bargetze, Thomas Lageder und
Wolfgang Marxer teilen die Parlamen-
tarier: Die Tunnelspinne wird zur Be-
drohung für die Zukunft Liechten-
steins. 

Ein aktueller Hoffnungsschimmer –
vonseiten der Nachbarn: Die Grünen
Vorarlberg fordern die Landesregie-
rung auf, Liechtenstein in die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung einzubezie-
hen. Es bleibt spannend, wohin der
Verkehr künftig rollen wird. 

Sind sich einig: Liechtenstein muss sich gegen den geplanten Stadttunnel in Feldkirch wehren. Nur bei der Frage wie,
scheiden sich die Geister der Abgeordneten.          Bild Daniel Schwendener

Das Papier bleibt hier
Das Meldeverfahren in der
Landwirtschaft soll auch künft-
tig über Papier und nicht elek-
tronisch abgewickelt werden.
Eine Digitalisierung kommt 
weder für viele Bauern selbst
noch für die Regierung infrage.
Kein Nutzen. Zu aufwendig. 
Zu teuer.

Von Desirée Vogt

Vaduz. – Das Postulat der FBP-Abge-
ordneten hatte keine Chance. Nur 10
Abgeordnete sprachen sich dafür aus,
dass die Regierung prüfen soll, ob ein
IT-basiertes Meldeverfahren für die
Bewirtschafter eingeführt werden
soll. «Mir ist es wichtig, dass wir die
Subventionen so direkt als möglich
den Landwirten zukommen lassen.
Ich möchte nicht bei den Landwirten
Geld sparen müssen, wenn es möglich
ist, im Bereich der landwirtschaftli-
chen Administration abzubauen», 
begründete FBP-Fraktionssprecherin
Christine Wohlwend das Postulat. Das
Postulat sollte Optimierungsmöglich-
keiten in der Abwicklung und Admi-
nistration von Subventionen aufzei-
gen.

«Falsches Bild heraufbeschworen»
Bereits im Vorfeld der gestrigen Land-
tagssitzung hatten zahlreiche Bauern
Unterschriften gesammelt, um klarzu-
machen, dass die dem Postulat der
FBP sehr kritisch gegenüberstehen.

Will alles beim Alten belassen: Regierungsrätin Marlies Amann-Marxer erachtet
die Einführung eines IT-basierten Meldeverfahrens als nicht nötig. Bild Archiv

«Wir können im IT-basierten Melde-
verfahren für Bewirtschafter keine
Vorteile erkennen. Im Gegenteil: Aus
Erfahrung können wir sagen, dass die
Digitalisierung einfache Meldeverfah-
ren aufwendiger und komplizierter
macht», heisst es auf dem Unterschrif-
tenbogen.

Pio Schurti (DU) glaubt ebenfalls
nicht, dass den Betroffenen durch die-
ses Verfahren etwas erleichtert wird.
Es werde ein Bild vom Amt heraufbe-
schworen, das mit handbeschriebenen
Zetteln von Bauern überhäuft werde.
Doch das entspreche nicht der Reali-

tät. Es sei nicht das Papier, das etwas
verkompliziere, sondern vielmehr die
Abläufe selbst. 

Regierungsrätin Marlies Amann-
Marxer betonte, dass das Ministeri-
um ebenfalls keinen Nutzen in der IT-
basierten Lösung sieht, eine grobe
Kosten-Aufwand-Betrachtung spre-
che dagegen. Die möglichen Einspa-
rungen im personellen Bereich wären
nur gering. Und auch der Grundauf-
wand, um die Interneterfassung zu
ermöglichen, sei im Vergleich zu 
den Einsparungen unverhältnismäs-
sig hoch.

Leistungen sollen transparent
gemacht werden
Das wird eine Doktorarbeit:
Subventionen und Transferleis-
tungen an Private sollen in ei-
ner Übersicht dargestellt wer-
den. Quasi als Basisgrundlage,
um künftig treffsicher zu unter-
stützen. Und das Missbrauchs-
potenzial zu vermindern.

Von Desirée Vogt

Vaduz. – Die Sozialleistungen in
Liechtenstein wurden in den vergan-
genen Jahrzehnten stark ausgebaut –
sie reichen von wirtschaftlicher und
persönlicher Hilfe über AHV-Ergän-
zungsleistungen bis hin zu Subventio-
nen für Einrichtungen der ausserhäus-
lichen Kinderbetreuung. Weil der Aus-
bau teilweise unkoordiniert verlaufen
ist und die einzelnen Leistungen nicht
aufeinander abgestimmt sind, hat die
FBP ein Postulat zur Überprüfung der
Subventionen und Transferleistungen
an Private eingereicht. Dieses wurde
gestern an die Regierung überwiesen.
Ziel ist es, die Förderungen auf deren
Zielgenauigkeit hin zu überprüfen
und wo nötig anzupassen. Auch das
Missbrauchspotenzial könnte damit
vermindert werden.

«Übersicht ist angebracht»
«Ich finde es richtig, dass Leistungen
und Subventionen immer wieder auf

ihre Sinnhaftigkeit und Erfordernisse
hin überprüft werden», unterstützte
der VU-Abgeordnete Christoph Beck
das Postulat. Gespannt sei er aller-
dings, wie die ganzen Berechnungen,
Abhängigkeiten, Lebens- und Ein-
kommenssituationen, das Vermögens-
sowie das Missbrauchspotenzial in die
Beantwortung miteinfliessen und
übersichtlich dargestellt werden.
«Wenn das gelingt und keine Hun-
dertschaft von Programmierern und
Mathematikern zur Unterstützung
benötigt wird, dann bekommen wir
ein Werkzeug an die Hand, mit dem
das Hantieren an einer Schraube so-
fort Auswirkungen zeigen müsste», ist
Beck überzeugt. 

Die Abgeordneten sind sich be-
wusst, dass diverse Abgrenzungsfra-
gen zu stellen sind, wenn von Sub-
ventionen und Transferleistungen an
Private bzw. von direkten oder indi-
rekten Förderungen gesprochen
wird. Postulant Elfried Hasler beton-
te jedoch, dass damit der Sozialbe-
reich gemeint und damit Adressat der
Gesundheits-, Sozial- und Familien-
minister sei. Dabei handelt es sich um
Mauro Pedrazzini, dem klar ist, dass
dieser Auftrag dem Umfang einer
Doktorarbeit entspricht. «Ich denke
aber trotzdem, dass es wertvoll sein
kann, wenn die Fakten auf dem Tisch
liegen. Die Sozialleistungen sind 
unkoordiniert gewachsen. Eine Über-
sicht wäre sicher angebracht.»


